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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 4 AS 224/12 B 
 
L 7 AS 587/10 (Hessisches LSG) 
S 32 AS 1164/09 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
……………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 

Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Main-Taunus-Kreis - Der Kreisausschuss -, 
Am Kreishaus 1 - 5, 65719 Hofheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Oktober 2012 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e   sowie die Richterinnen    

S.  K n i c k r e h m   und   B e h r e n d  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für die Durchführung des Verfahrens der Beschwerde 

gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 17. August 2012 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und 

einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem zuvor benannten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen 

Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Streitig ist die Gewährung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem 

SGB II.  

 

Der Kläger bezieht seit 1.9.2003 eine unbefristete Rente wegen Erwerbsminderung von der 

Deutschen Rentenversicherung Bund sowie eine besondere Zuwendung als Haftopfer nach 

§ 17a StrRehaG. Die Rentenzahlung basiert auf einem medizinischen Sachverständigengut-

achten, das zu dem Ergebnis gelangt ist, der Kläger sei seit 1996 nicht mehr in der Lage, einer 

regelmäßigen leichten Erwerbstätigkeit von mindestens drei Stunden täglich nachzugehen. Der 

Beklagte lehnte daraufhin die Gewährung von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 

an den Kläger wegen mangelnder Erwerbsfähigkeit ab. Das SG hat dies durch 

Gerichtsbescheid vom 29.9.2010 bestätigt. Auch das LSG ist zu dem Ergebnis gelangt, dass 

der Kläger die Leistungsvoraussetzungen des § 7 Abs 1 S 1 Nr 2 SGB II iVm § 8 Abs 1 SGB II 

wegen mangelnder Erwerbsfähigkeit nicht erfülle (Urteil vom 17.8.2012). Das LSG hat die 

Revision nicht zugelassen. 

 

Hiergegen wendet sich der Kläger mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde zum BSG. Zugleich 

beantragt er die Bewilligung von PKH für die Durchführung des Beschwerdeverfahrens sowie 

die Beiordnung eines Rechtsanwalts.  

 

 

II 

 

Der Antrag des Klägers auf Bewilligung von PKH und der damit verbundene Antrag auf Beiord-

nung eines Rechtsanwalts ist abzulehnen. Gemäß § 73a Abs 1 SGG iVm § 114 ZPO kann PKH 

nur bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg 

bietet. An der erforderlichen Erfolgsaussicht fehlt es hier.  

 

Es sind unter Berücksichtigung des Vorbringens des Klägers sowie des Akteninhalts keine 

Gründe für eine Zulassung der Revision ersichtlich. Die Revision ist nur zuzulassen, wenn die 

Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), wenn das Urteil von einer 

Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und auf dieser Abweichung 

beruht (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrensfehler geltend gemacht wird, auf dem die 

angefochtene Entscheidung beruhen kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG). 

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Sache ist nicht gegeben. 
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Grundsätzliche Bedeutung hat die Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Diese Voraussetzun-

gen sind im vorliegenden Fall nicht gegeben. Eine Rechtsfrage grundsätzlicher Art stellt sich 

hier nicht.  

 

Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) sind ebenfalls nicht 

gegeben.  

 

Es ist auch nicht erkennbar, dass ein Prozessbevollmächtigter in der Lage sein könnte, einen 

Verfahrensfehler des LSG (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) darzulegen. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist 

die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die ange-

fochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfahrensmangel kann nicht auf 

eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur ge-

stützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Derartige Verfahrensmängel, die zum Erfolg der Beschwerde im 

Sinne der Zulassung der Revision führen könnten, sind nicht ersichtlich.  

 

Da dem Kläger PKH nicht zusteht, kommt auch die Beiordnung eines Rechtsanwalts gemäß 

§ 73a SGG iVm § 121 ZPO nicht in Betracht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde war ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzuläs-

sig zu verwerfen, weil der Kläger insoweit nicht durch einen vor dem BSG zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten (§ 73 Abs 4 SGG) vertreten war (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 

SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG.  
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